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Abstimmung vom 25. September 2005
Ein Ja zum freien Personenverkehr verbessert 
den Schutz für die Arbeitnehmenden
Ein Ja zur Ausweitung des freien Personenverkehrs sorgt nicht nur dafür, dass die Schweiz gegenüber der EU offen bleibt, sondern sichert auch Arbeitsplätze und verbessert mit der Verstärkung der flankierenden Massnahmen den Schutz für die Arbeitnehmenden.
Angesichts der immer noch hohen Arbeitslosigkeit wird befürchtet, dass eine Öffnung des Arbeitsmarktes – selbst wenn diese kontrolliert ist – den Verlust von Arbeitsplätzen nach sich zieht. Die derzeitige Arbeitslosigkeit hat jedoch nichts mit dem freien Personenverkehr zu tun, sondern ist auf die konjunkturelle Entwicklung und die Haltung der Unternehmen, die immer noch Stellen abbauen, obwohl sie inzwischen wieder saftige Gewinne einfahren, zurückzuführen. Ende Juni 2005 kam das seco zum Ergebnis, dass der freie Personenverkehr  (1. Juni 2002 – 31. Dezember 2004) keinen entscheidenden Einfluss auf die Entwicklung der Arbeitslosenrate hat.  Die Arbeitslosigkeit entwickelte sich der Konjunktur entsprechend. Es ist auch keine bedeutende Zunahme der Arbeitslosigkeit in jenen Branchen (Gesundheitswesen, Bau, Gastgewerbe) festzustellen, in denen die Zuwanderung von EU-Bürgern am meisten anstieg.
Mit anderen Worten: Die Arbeitnehmenden, die ein Nein in die Urne legen wollen, um sich vor mehr Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt zu schützen, werden damit nichts gewinnen.  Sie versprechen sich davon eine falsche Sicherheit; der Schutz des Arbeitsplatzes, des Lohnniveaus und der Arbeitsbedingungen ist lediglich eine Illusion.
Die Nachteile eines Neins für die ArbeitnehmerInnen
Bei einem Nein zur Erweiterung der Personenfreizügigkeit werden sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen verschlechtern, da die Europäische Union eine Diskriminierung ihrer neuen Mitgliedstaaten durch die Schweiz nicht hinnehmen kann. Arbeitsplätze, die man hätte bewahren oder sogar schaffen können, werden von der Schweiz ins Ausland verlegt. Ein Anstieg der Arbeitslosigkeit ist also bei einem Nein zu befürchten. Und dieser Anstieg setzt die Löhne und Arbeitsbedingungen bedeutend mehr unter Druck als die Aufnahme von einigen Tausend Arbeitskräften aus den neuen EU-Ländern.
Die Ausweitung des freien Personenverkehrs wird keine starke Einwanderung nach sich ziehen, da es in der Übergangsphase Kontingente gibt. Ausserdem bleibt das Einwanderungspotenzial der neuen EU-Staaten wegen der ungünstigen demographischen Entwicklung und des starken Wirtschaftswachstums beschränkt. Ist es im Übrigen nicht besser, unseren Arbeitsmarkt allmählich und unter Einhaltung unserer Lohn- und Arbeitsbedingungen für die neuen Arbeitskräfte zu öffnen, als hinzunehmen, dass diese schwarz in unser Land kommen, was zu Missbräuchen führen würde? Machen wir uns keine Illusionen: Ein Nein am 25. September hindert polnische oder slowakische Arbeitskräfte nicht daran, auf unseren Feldern, in unseren Hotels und Restaurants oder auf unseren Baustellen zu arbeiten.
Im Mai 2000 sagte das Schweizer Volk deutlich Ja (67 Prozent) zum freien Personenverkehr mit der EU. Es ist daher nur logisch, am 25. September auch die Ausweitung der Personenfreizügigkeit anzunehmen. Im Übrigen erreichen wir nur mit einem Ja einen besseren Schutz des Arbeitsmarktes (siehe Kasten). Oder anders ausgedrückt : Ein Ja ermöglicht eine bessere Kontrolle des Arbeitsmarktes und gibt uns noch bessere Werkzeuge zur Vermeidung von Lohndumping in die Hand.
Ein Ja für die Öffnung und gegen den Fremdenhass
Ein Ja am 25. September ermöglicht der Schweiz nicht nur, auf dem gewählten bilateralen Weg zu bleiben, sondern bringt auch die Offenheit unseres Landes sowie seinen Willen, keine seiner Bewohner zu diskriminieren, zum Ausdruck. Ein Nein wäre nichts weiter als ein Nährboden für Fremdenhass, Spaltung der Arbeitnehmenden und Abschottung. All dies würde sowohl den wirtschaftlichen als auch den gesellschaftlichen Niedergang unseres Landes fördern. 
Denis Torche, Verantwortlicher Ausländerpolitik, Travail.Suisse

Verbesserung der flankierenden Massnahmen: nur mit einem Ja
Am 25. September stimmen wir nicht nur über die Ausweitung des freien Personenverkehrs, sondern auch über die Revision der flankierenden Massnahmen ab. Die beiden Fragen sind miteinander verknüpft, und ein Nein würde einen verbesserten Schutz der Arbeit verhindern.
Die Revision der flankierenden Massnahmen sieht Folgendes vor:
· etwa 150 neue Inspektoren, welche die Einhaltung der Lohn- und Arbeitsbedingungen kontrollieren,
· schriftliche Information über die wesentlichen Punkte des Arbeitsvertrags (was die Kontrollen stark erleichtert),
· erleichterte Allgemeinverbindlichkeitserklärung der Gesamtarbeitsverträge,
· effizientere Anwendung des Entsendegesetzes mit besseren Möglichkeiten, gegen  fehlbare ausländische Arbeitgeber vorzugehen.
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